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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Nationalrat lehnte eine Motion Grobet (pda, GE) ab, die eine Aufteilung des
Steuerertrages auf den Wohnkanton und den Kanton des Arbeitsortes verlangt hatte.
Damit hätten Stadtkantone ihre Infrastrukturkosten teilweise auf die umliegenden
Kantone überwälzen können. Der Bundesrat wies darauf hin, dass im Neuen
Finanzausgleich eine Abgeltung von Zentrumslasten vorgesehen ist. 1

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Finanzausgleich

Zwei Motionen Marty (fdp, TI) (Mo. 96.3050) und Lachat (cvp, JU) (Mo. 96.3285)
forderten eine Stärkung finanzschwacher Kantone und schlugen vor, dass ein höherer
Anteil der direkten Bundessteuern für den Finanzausgleich zu verwenden sei.
Gleichzeitig sollten weniger Gelder nach dem Steueraufkommen der Kantone verteilt
werden. Beide Räte folgten aber dem Bundesrat, der befürchtete, mit einer
vorgreifenden Einzelmassnahme Widerstände gegen das laufende Reformprojekt zum
Finanzausgleich zu wecken, und überwiesen die Vorstösse nur als Postulat. 2

MOTION
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Eine Motion Bloetzer (cvp, VS) forderte den Bundesrat auf, im Rahmen der Reform des
bundesstaatlichen Finanzausgleichs auch die Wasserzinsfrage neu aufzugreifen und es
Wasserherkunftskantonen zu ermöglichen, mit höheren Wasserzinsen ihre
Eigenfinanzierungskraft zu stärken. Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat
die Motion als Postulat. 3

MOTION
DATUM: 20.03.1997
EVA MÜLLER

CVP-Nationalrat Walker (SG) beantragte in einer Motion, zur besseren Akzeptanz der
NFA eine Überbrückungshilfe zu schaffen, die aus der vorgesehenen Erhöhung der
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank zu finanzieren sei. Der
Bundesrat entgegnete, das bestehende Konzept des NFA sehe bereits eine degressiv
ausgestaltete Überbrückungshilfe vor. Die potentiellen Gewinne der Nationalbank
sollten allerdings nicht zum jetzigen Zeitpunkt bereits zweckgebunden werden. Der Rat
überwies den Vorstoss als Postulat.  4

MOTION
DATUM: 15.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Eine Motion der WAK des Nationalrates, welche den Bundesrat beauftragte, in
Zusammenarbeit mit den Kantonen Verbesserungsmöglichkeiten der Kontrolle über
den Bezug der direkten Bundessteuer zu prüfen, mit dem Ziel, die Ordnungsmässigkeit
zu gewährleisten, wurde vom Nationalrat angenommen. Der Ständerat nahm die Motion
ebenfalls an, allerdings in leicht geänderter und präziserer Fassung. Dem stimmte
anschliessend auch der Nationalrat zu. 5

MOTION
DATUM: 14.06.2007
LINDA ROHRER

Dem Kanton St. Gallen sind aufgrund eines Berechnungsfehlers CHF 85 Mio. beim
neuen Finanzausgleich entgangen. Eine Motion Reimann (svp, SG) regte nun an, diese
entgangenen Zahlungen über die Ausgleichszahlungen 2009/2010 zu 100% zu
kompensieren. Dieser Forderung wurde von beiden Räten zugestimmt und die Motion
somit überwiesen.  6

MOTION
DATUM: 10.03.2009
NATHALIE GIGER

Gegen den Antrag des Bundesrats überwies der Nationalrat in der Wintersession eine
Motion seiner Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit (SGK-NR). Aufgrund
der Verschiebung der Lasten zwischen den Kantonen, die durch die Abschaffung der
Rückerstattungspflicht des Heimatkantons für Bedürftige verursacht wurde, erhielt
die Landesregierung den Auftrag, im Rahmen der NFA einen Lösungsvorschlag zu
unterbreiten. Der Entscheid im Ständerat war noch ausstehend. 7

MOTION
DATUM: 03.12.2012
LAURENT BERNHARD
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Der Ständerat sprach sich in der Sommersession gegen eine Motion der Kommission für
soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats (SGK-NR) aus, die aufgrund der
Abschaffung der Rückerstattungspflicht des Heimatkantons für Bedürftige den
Bundesrat beauftragen wollte, im Rahmen des Finanzausgleichs einen Lösungsvorschlag
zu unterbreiten. Im Vorjahr hatte der Nationalrat diesem Vorstoss zugestimmt. 8

MOTION
DATUM: 20.06.2013
LAURENT BERNHARD

Im Zusammenhang mit dem Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspaket (KAP)
stimmte der Nationalrat in der Herbstsession einer Motion seiner Finanzkommission
(FK-NR) zu, die eine verstärkte Aufgabentrennung zwischen Bund und Kantonen
anstrebte. Der Bundesrat sollte dem Parlament eine vollständige Analyse aller
Verbundsaufgaben unterbreiten und jeweils die Zweckmässigkeit einer vollständigen
Überführung in die Kantons- oder Bundeshoheit prüfen. Der Entscheid des Ständerates
zu diesem Geschäft war am Jahresende noch hängig. 9

MOTION
DATUM: 25.09.2013
LAURENT BERNHARD

Ebenfalls im Dezember 2014 stimmte der Ständerat mit 25 zu 13 Stimmen bei einer
Enthaltung einer Motion der nationalrätlichen Finanzkommission (FK-NR) zu, die eine
verstärkte Aufgabentrennung zwischen Bund und Kantonen anstrebt. Die Motion
wurde mit der Änderung angenommen, dass die vollständige Analyse aller
Verbundaufgaben zwischen Bund und Kantonen zeitlich zusammen mit dem dritten
Wirksamkeitsbericht des Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen erfolgen soll.
Im März 2014 hatte die kleine Kammer die Motion nach einem Ordnungsantrag Eder
(fdp, ZG) noch an die Kommission zurückgewiesen, da diese "zu einem ungünstigen
Zeitpunkt" komme und "mit dem [zweiten] Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich
kollidiere". Der Bundesrat äusserte seine Bedenken zum geplanten Vorgehen. Der
Entscheid des Nationalrats zur angepassten Version der Motion war zum Jahresende
noch hängig. 10

MOTION
DATUM: 11.12.2014
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat habe in Zukunft in allen erläuternden Berichten zu Vernehmlassungen
und in allen Botschaften zu Vorlagen, die die Aufgabenteilung zwischen oder die
Aufgabenerfüllung durch Bund und Kantone betreffen, aufzuzeigen, ob die NFA-
Prinzipien eingehalten werden und welche Auswirkungen die geplanten Änderungen auf
Kantone und Gemeinden haben. Dieser Auffassung war im Dezember 2014 der
Nationalrat und reichte eine entsprechende Motion Schneeberger (fdp, NR)
diskussionslos an den Ständerat weiter. Die Regierung hatte kurz zuvor in ihrem Bericht
über die Einhaltung der NFA-Grundsätze Bereitschaft signalisiert, alle künftigen
Gesetzes- und Verfassungsvorlagen auf Einhaltung der NFA-Prinzipien zu überprüfen.
Der Motionärin war dies jedoch zu wenig verbindlich gewesen. Der Bundesrat begrüsste
die Annahme des Vorstosses. 11

MOTION
DATUM: 12.12.2014
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat legt dem Parlament alle vier Jahre einen Bericht über den Vollzug und
die Wirksamkeit des Finanzausgleichs vor, den er vorgängig in die Vernehmlassung gibt.
Dieser Wirksamkeitsbericht dient der Bundesversammlung dazu, die Grundbeiträge an
den Ressourcen- und Lastenausgleich festzulegen sowie über die Fortsetzung des
Härteausgleichs zu entscheiden. Damit aber das Parlament den Härteausgleich
aufheben oder Änderungen am Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich
(FiLaG) vornehmen kann, muss ihm der Bundesrat zwingend einen entsprechenden
Beschlussentwurf vorlegen. Diese Situation sei aus Sicht des Parlaments nicht
zufriedenstellend, weshalb Olivier Feller (fdp, VD) mittels einer Motion dafür zu sorgen
beabsichtigte, dass die Bundesversammlung „Änderungen an den Eckwerten für den
Finanzausgleich vornehmen“ könne. In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat jedoch
darauf hin, dass das Parlament bereits die Möglichkeit habe, mittels Gesetzesänderung
oder dem Referendum unterstehendem Bundesbeschluss das Finanzausgleichssystem
zu ändern, den Härteausgleich entgegen der Empfehlung des Bundesrates aufzuheben
oder dem Bundesrat einen entsprechenden Auftrag zu erteilen. Der Bundesrat lehne
jedoch einen vierjährlichen Automatismus aufgrund des entstehenden administrativen
Aufwands und des Widerspruchs zum üblichen Gesetzgebungsprozess ab. Trotz dieses
ablehnenden Votums entschied sich in der Frühjahrssession 2017 eine knappe Mehrheit
des Nationalrats mit 97 zu 88 Stimmen bei 4 Enthaltungen für eine Annahme der
Motion. Befürwortet wurde die Motion geschlossen von der FDP- und der SVP-Fraktion,
ablehnend standen ihr geschlossen die CVP- und die SP-Fraktion, sowie mehrheitlich
die BDP-, GLP- und die Grünen-Fraktion gegenüber. 12

MOTION
DATUM: 02.03.2015
ANJA HEIDELBERGER
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Der Bundesrat habe zusammen mit dem dritten Wirksamkeitsbericht des
Finanzausgleichs eine vollständige Analyse aller Verbundaufgaben zwischen Bund und
Kantonen zu erstellen. Dieser Meinung war im März 2015 der Nationalrat und folgte
damit dem Vorschlag des Ständerats, der im Dezember 2014 eine Motion der
nationalrätlichen Finanzkommission (FK-NR) leicht angepasst hatte. 13

MOTION
DATUM: 10.03.2015
DAVID ZUMBACH

Im März 2015 überwies der Ständerat diskussionslos eine Motion Schneeberger (fdp, BL)
an den Bundesrat, die von der Regierung forderte, dass in Zukunft in allen erläuternden
Berichten zu Vernehmlassungen und in allen Botschaften zu Vorlagen, die die
Aufgabenteilung oder die Aufgabenerfüllung durch Bund und Kantone betreffen,
aufgezeigt wird, ob die NFA-Prinzipien eingehalten werden und welche Auswirkungen
die geplanten Änderungen auf Kantone und Gemeinden haben. Damit folgte die kleine
Kammer dem Nationalrat und der vorberatenden Finanzkommission (FK-SR), die sich
beide für das Ansinnen ausgesprochen hatten. Die Motion ging auf den Bericht über die
Einhaltung der NFA-Grundsätze zurück, den der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats
Stadler (glp, UR) erstellt und im September 2014 veröffentlicht hatte. In diesem hatte
die Regierung ihre Bereitschaft signalisiert, alle künftigen Gesetzes- und
Verfassungsvorlagen auf Einhaltung der NFA-Prinzipien zu überprüfen. Der Motionärin
war dies jedoch zu wenig verbindlich gewesen. 14

MOTION
DATUM: 17.03.2015
DAVID ZUMBACH

Die FK-SR sprach sich gegen die Motion Feller (fdp, VD) aus und folgte grösstenteils der
Argumentation des Bundesrates bezüglich der Ausweitung der Einflussmöglichkeiten
des Parlaments auf den Bericht über den Vollzug und die Wirksamkeit des
Finanzausgleichs. So würde die Umsetzung der Motion gemäss Kommissionssprecherin
Fetz (sp, BS) die bewährte Funktionsweise der politischen Institutionen und
insbesondere die Beteiligung der Kantone in Frage stellen. Zudem sei der Weg zu
Gesetzesänderungen über die parlamentarische Initiative gegenüber demjenigen über
Motionen zu bevorzugen, da Erstere den Einbezug aller Beteiligten erlaube und
entsprechend das traditionelle Zusammenspiel der Institutionen respektiere. Dies sei
insbesondere relevant, als es auch auf Seiten der KdK Bestrebungen zur Änderung der
Modalitäten zur Festlegung der Ausgleichsinstrumente gebe. Die Rolle der Kantone
strich auch Peter Hegglin (cvp, ZG) hervor. Er empfahl dem Ständerat jedoch, dem
zustimmenden Entschluss des Nationalrats zu folgen, da der Bundesversammlung in
diesem wichtigen Themenbereich mehr Änderungsmöglichkeiten zustehen sollten als
bisher. Bundesrat Maurer wies darauf hin, dass der Bund gemeinsam mit den Kantonen
dabei sei, Lösungen zu finden. In diesem Prozess ginge es vor allem darum, dass die
Kantone untereinander Kompromisse und ein Gleichgewicht erarbeiteten, wobei es
nicht hilfreich sei, „wenn das Parlament in jedem Fall schon früh ein Mitspracherecht
[habe]”, da durch die Parlamentskammern nochmals neue Interessen eingebracht
würden. Dieser Ansicht folgte der Ständerat, lehnte die Motion mit 34 zu 6 Stimmen ab
und versenkte sie damit. 15

MOTION
DATUM: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

In seinem Bericht über die Motionen und Postulate 2018 erachtete der Bundesrat die
Motion der FK-NR für eine «vollständige Analyse aller Verbundaufgaben zwischen
Bund und Kantonen» als erfüllt und beantragte sie zur Abschreibung. Während der
Ständerat diesem Antrag in der Sommersession 2019 stillschweigend folgte, entschied
sich der Nationalrat auf Antrag seiner Kommission, die Motion noch nicht
abzuschreiben. Zwar sei der Bericht verfasst worden, nun müsse sich der Bundesrat
aber an die Umsetzung der Aufgabenteilung machen, forderte sie. Diese Meinung teilte
der Ständerat jedoch nicht: Stillschweigend bestätigte er seine Abschreibung in der
Herbstsession 2019, nachdem Kommissionssprecher Germann (svp, SH) darauf
hingewiesen hatte, dass der Bundesrat «das Mandat für die Überprüfung der
Verbundaufgaben in Zusammenarbeit mit den Kantonen» bereits erteilt habe. Mit dem
ständerätlichen Entscheid wurde die Motion definitiv abgeschrieben. 16

MOTION
DATUM: 09.09.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Auch eine Motion Strahm (sp, BE), die verlangte, im Rahmen der Neuordnung des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen auch die Abgeltung von Zentrumslasten
der Städte durch die Kantone als Verteilungskriterium zu berücksichtigen, wurde nur
als Postulat überwiesen. Der Bundesrat wies darauf hin, dass grundsätzlich nicht die
Städte, sondern die Kantone Ansprechpartner des Bundes seien. Es gelte, den
innerkantonalen und interkantonalen Finanzausgleich zu fördern, um die
Zentrumslasten der Städte besser zu berücksichtigen. 17

MOTION
DATUM: 13.03.1995
EVA MÜLLER

1) AB NR, 2000, S. 1526 f.
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